
Beschluss des Präsidenten des Gerichts erster Instanz vom
14. November 2008 — Artisjus/Kommission

(Rechtssache T-411/08 R)

(Vorläufiger Rechtsschutz — Entscheidung der Kommission,
mit der angeordnet wird, eine abgestimmte Verhaltensweise im
Bereich der kollektiven Wahrnehmung von Urheberrechten
abzustellen — Antrag auf Aussetzung des Vollzugs — Feh-

lende Dringlichkeit)

(2009/C 69/90)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Antragstellerin: Artisjus Magyar Szerzői Jogvédő Iroda Egyesület
(Budapest, Ungarn) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte
Z. Hegymegi-Barakonyi und P. Vörös)

Antragsgegnerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften
(Prozessbevollmächtigte: F. Castillo de la Torre und V. Bottka)

Gegenstand

Antrag auf Aussetzung des Vollzugs von Art. 3 in Verbindung
mit Art. 4 Abs. 2 und 3 der Entscheidung K (2008) 3435 endg.
der Kommission vom 16. Juli 2008 in einem Verfahren nach
Art. 81 EG und Art. 53 EWR-Abkommen (Sache COMP/C2/
38.698 — CISAC), soweit die Antragstellerin betroffen ist

Tenor

1. Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz wird zurückgewiesen.

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Rechtsmittel, eingelegt am 12. Januar 2009 von Georgi
Kerelov gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen
Dienst vom 29. November 2007 in der Rechtssache

F-19/07, Kerelov/Kommission

(Rechtssache T-60/08 P)

(2009/C 69/91)

Verfahrenssprache: Französisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Georgi Kerelov (Pazardzhik, Bulgarien) (Pro-
zessbevollmächtigter: Rechtsanwalt A. Kerelov)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Anträge

Der Rechtsmittelführer beantragt,

— das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Euro-
päischen Union vom 29. November 2007 in der Rechtssa-
che F-19/07, Kerelov/Kommission, aufzuheben;

— den vom Rechtsmittelführer in der ersten Instanz gestellten
Anträgen stattzugeben;

— der anderen Verfahrensbeteiligten die Kosten aufzuerlegen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Der Rechtsmittelführer beantragt die Aufhebung des Urteils des
Gerichts für den öffentlichen Dienst (im Folgenden: GÖD) vom
29. November 2007 in der Rechtssache Kerelov/Kommission, F-
19/07, mit dem es seine Klage abgewiesen hat, mit der er zum
einen die Aufhebung der Entscheidungen des Prüfungsausschus-
ses für das allgemeine Auswahlverfahren EPSO/AD/43/06-CJ,
ihn nicht in die Reserveliste dieses Auswahlverfahrens aufzuneh-
men und ihn von dem Verfahren auszuschließen, und zum
anderen den Ersatz des Schadens beantragt hatte, den er erlitten
habe.

Der Rechtsmittelführer führt zehn Rechtsmittelgründe an:

— einen Verstoß gegen die im Verwaltungsstreitverfahren gel-
tenden Beweisgrundsätze, da das GÖD die Beweislast umge-
kehrt habe;

— einen Verstoß gegen den Grundsatz des kontradiktorischen
Verfahrens, da das GÖD ihm keine ausreichende Frist für die
Stellungnahme zu neu zu den Akten genommenen Unterla-
gen gewährt habe,

— einen Verstoß gegen den Grundsatz der Öffentlichkeit des
Verfahrens, da das GÖD nach der Einreichung neuer Unterla-
gen keine neue mündliche Verhandlung durchgeführt habe;

— einen Verstoß gegen die Pflicht zur Unparteilichkeit, da das
GÖD nicht die erforderlichen Maßnahmen zur Prüfung der
Akte durchgeführt habe;

— einen Rechtsirrtum, da das GÖD festgestellt habe, dass die
Befugnis zum Ausschluss eines Bewerbers dem Prüfungsaus-
schuss für das Auswahlverfahren und nicht dem Direktor
des Amts für Personalauswahl der Europäischen Gemein-
schaften (EPSO) zustehe;

— einen Rechtsirrtum, da das GÖD festgestellt habe, dass das
Verbot von Kontakten zwischen Bewerbern für Auswahlver-
fahren und Mitgliedern des Prüfungsausschusses zum Zeit-
punkt der Veröffentlichung der Reserveliste im Amtsblatt der
Europäischen Union ende und nicht zum Zeitpunkt der Been-
digung der Arbeiten des Prüfungsausschusses;

— einen Verstoß gegen Grundsätze des materiellen Verwal-
tungsrechts durch die Bestätigung der Entscheidung des Prü-
fungsausschusses vom 2. Februar 2007, ihn vom Auswahl-
verfahren auszuschließen, da

— diese Entscheidung nicht im Original zu den Akten
gereicht worden sei,

— diese Entscheidung keine hinreichend genaue tatsächliche
Begründung enthalte, die es ihrem Adressaten erlaube zu
erkennen, welche Tatsachen genau der Entscheidung
zugrunde lägen, und
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